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Wuchtiges Nein zur Unternehmenssteuerreform III 

Keine Abschaffung  
von Steuerprivilegien  
 
Die Unternehmenssteuerreform 
III (USR III) ist gescheitert. 59,1% 
der Stimmenden lehnten die Vor-
lage ab, mit der Steuerprivilegien 
für internationale Unternehmen 
abgeschafft werden sollten. 
 
Nach dem Nein ist nun der Bun-
desrat gefordert. Er hat Verspre-
chungen abgegeben, die bisher 
angewandten Steuermodelle auf-
zugeben. Im Ausland muss er 
Zeit für einen neuen Anlauf her-
ausschlagen. Ohne verbindliche 
Zusagen könnte der Standort 
Schweiz allein aufgrund der wei-
ter anhaltenden Rechtsunsicher-
heit Schaden nehmen. Setzen die 
EU oder die OECD die Schweiz 
wie angedroht auf eine schwarze 
Liste, wird es noch ungemütlicher 
für den Finanzplatz.  

 

Neue und tragfähige Lösungen 
sind gesucht 
 
Im Inland muss der Bundesrat 
politische Mehrheiten für eine 
neue Lösung finden. Die Gegner 
haben ihre Vorstellungen bereits 
angemeldet. Sie zeigen sich be-
reit, beim Bund Steuerausfälle von  
 

 

maximal 500 Millionen Franken 
hinzunehmen und sie glauben, 
dass eine neue Vorlage innerhalb 
von zwei bis drei Jahren verab-
schiedet werden kann. Laut Fi-
nanzminister Ueli Maurer wird  
das neue Gesetz aber nicht vor 
2022 in Kraft treten können, da 
der Umsetzungsprozess eine ge-
wisse Zeit in Anspruch nehmen 
wird. 

 

Die Unsicherheit über die Steuerausfälle war der  

Hauptgrund für das wuchtige Nein an der Urne. 

Markus Locher 
Dipl. Wirtschaftsprüfer /  
Zugelassener Revisionsexperte 
Mitglied der Geschäftsleitung  
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Steueranpassung durch Druck 
aus dem Ausland  
 

Erinnern wir uns: die USR III ist 
durch internationalen Druck not-
wendig geworden. Mit EU und 
OECD wurde vereinbart, das be-
stehende Unternehmenssteuer-
system anzupassen und insbe-
sondere die Regeln zur Besteue-
rung der Holding-, Domizil- und 
gemischten Gesellschaften abzu-
schaffen. Das wollte die Schweiz 
mit der USR III. Und zwar so, 
dass mit neuen Steuererleichte-
rungen eine Abwanderung dieser 
wichtigen Steuerzahler verhindert 
wird. 
 

Die Steuerausfälle seien grösser 
als ursprünglich vorgesehen, ar-
gumentierten die Reformgegner. 
Für sie war die USR III zuletzt 
nicht mehr das ausbalancierte 
Paket, das es einmal war. Ein 
kritischer Punkt sei die Dividen-
denbesteuerung. Ein weiterer die 
zinsbereinigte Gewinnsteuer. 
 

Die Kantone sind frei, ihre  
Gewinnsteuersätze anzupassen 
 

Die Ablehnung betrifft die Ge-
setzgebung auf Bundesebene. 
Die Kantone sind indessen frei, 
ihre Gewinnsteuersätze anzu-
passen, so wie beispielsweise im 
Kanton Waadt, wo mit Wirkung 
per Anfang 2019 die Gewinn-
steuersätze von 22,1% auf neu 
13,8% gesenkt worden sind. Mit 
der klaren Ablehnung der Reform 
auf Bundesebene bleiben nun 
allerdings die Bestimmungen im 
bereits bestehenden Steuerhar-
monisierungsgesetz über die kan-
tonalen Privilegien weiterhin in 
Kraft, auch wenn ein Kanton die-
se abgeschafft haben sollte. Für 
diesen Fall kann im Kanton 
Waadt der Regierungsrat innert 
sechs Monaten nach Ablehnung 
der Bundesvorlage einen Vor-
schlag für notwendige Massnah-
men präsentieren, damit die kan-
tonale Reform den Finanzhaus-
halt nicht aus dem Gleichgewicht 
bringt. Die Absenkung des Ge-
winnsteuersatzes könnte somit 
allenfalls wieder rückgängig ge-
macht werden.  

Es braucht rasch 
Rechtssicherheit 
 

Erstmals nach dem USR-III-Nein 
haben sich nun die Finanzdirek-
toren der Kantone und auch die 
Delegierten im Städteverband 
getroffen. Auf eine konkrete Stra-
tegie für das weitere Vorgehen 
hat man sich noch nicht festge-
legt. Man will aber den Unterneh-
men auf jeden Fall so rasch wie 
möglich Angaben machen kön-
nen, wie es weitergeht. Sie wol-
len ihre Anliegen beim Bundesrat 
einbringen, der im Sommer eine 
neue Vorlage präsentieren will. 
 

Einig ist man sich über den Ein-
bezug von mehr Akteuren und 
einem besseren Zusammenspiel 
beim nächsten Mal. Und es gibt 
auch Elemente, die in die neue 
Vorlage eingebracht werden sol-
len. Von einer weniger grosszügi-
gen Patentbox und tieferen For-
schungsabzügen ist etwa die Re-
de.  
 

Fazit für die Unternehmen 
 

Aufgrund der neuen Ausgangsla-
ge sollten die Unternehmen ihre 
Handlungsspielräume und Alter-
nativen genau analysieren. Be-
steht überhaupt Handlungsbe-
darf? Sollen Steuerprivilegien vor-
zeitig und freiwillig aufgegeben 
werden? Ist allenfalls die steuer-
privilegierte Aufdeckung stiller 
Reserven (der sogenannte Step 
Up) in Betracht zu ziehen?  
 
Unsere Steuer- und Treuhand-
spezialisten verfolgen die Ent-
wicklung und den Gesetzge-
bungsprozess weiterhin sehr auf-
merksam.  

Wuchtiges Nein zur Unternehmenssteuerreform III 


